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Motion betr. Wahlrecht und Wählbarkeit der Frauen
in den Gemeinden

Die bisherige Diskussion hat gezeigt, dass es vor allem die Uneinig-
keit unter den grundsätzlichen Befürwortern des Frau-
©nstimmrechts ist, welche dessen Entwicklung hemmt. Wenn ich trotz den
Bedenken, die schon zum voraus von einzelnen Diskussionsrednern gegen
meine Motion geäussert worden sind, noch immer die Hoffnung habe,
auf dem Boden dieser Motion könnte eine Mehrheit unseres Bates sich

finden, dann in erster Linie deshalb, weil der Grundgedank e dieser
Motion überparteilicher Herkunft ist. Bekanntlich war es

die Zürcher Frauenzentrale, welche schon im Jahre 1952 in
einem an die Frauenvereine im Kt. Zürich gerichteten Fragebogen
u. a. abzuklären suchte, wie die Frauen selbst sich eventuell zur Einfüh-
rung eines G e m e i n d e f' a k u 11 a t i v u m s für dais Wahlrecht der
Frauen stellen. Der Vorschlag fahd namentlich auch auf dem
Land grosse Zustimmung. Von den 90 Organisationen, darunter
auch fünf politischen Frauengruppen verschiedener Richtungen (ohne die
P. d. A.-Frauengruppe, welche nicht angefragt wurde), von diesen 90 Or-
ganisationen, welche den Fragebogen beantworteten, haben 61 das Ge-
meindefakultativum befürwortet, darunter 30 Landvereine von 51, die

geantwortet hatten. Wenn ich daher mit meiner Motion dieses Gemein-
defakultativum befürworte, stütze ich mich nicht nur auf die Meinung
einiger Komiteedamen, sondern auf das Ergebnis einer umfas-
senden, in demokratischer Weise unter den Frauen-
Organisationen des Kantons durchgeführten Umfrage.
Angesichts dieser Tatsache darf doch gehofft werden, dasis die grand-
sätzlichen Befürworter sich heim heutigen Stand der Dinge auf diese

Lösung einigen können.

Nachdem diese Einigung der Befürworter mein Haupt-
anliegen ist, ergibt es sich von selbst, dass der Schwerpunkt meilner

Begründung nicht in der Auseinandersetzung mit den grundsätzlichen
Gegnern des Frauenstimmrechts liegen kann. Ich muss es mir darum,
schon mit Rücksicht auf die knappe Redezeit, versagen, auf die a 1 t h e -

kannten Argument© dieser Gegner näher einzugehen, wie sie

in der Diskussion wieder vorgebracht worden sind. Wie Sie alle wissen,

gibt es zu jedem dieser Argumente noch viel stichhaltigere Widerlegun-
gen. Derartige Diskussionen führen an kein Ziel und könnten füglich un-
terbleiben, weil vor allem die grundsätzlichen Gegner weltanschau-
liehe Gründe ins Feld führen, gegen die mit den Mitteln der Logik
nicht aufzukommen jjst. Damit hört aber jede vernünftige Diskussion
auf. Wir kennen diese Situation seit Jahrhunderten bei den konfessionel-
ien Gegensätzen. Dort ist die nach schweizerischer Auffassung richtige
Lösung in der Toleranz gefunden worden. Dem gleichen
Grundgedanken entspricht beim Frauenstimmrecht
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der Vorschlag des G emei 11 d e faku 11 a t i v u m s Wiebeiden
Konfessionen die weltanschaulichen Gegensätze durch die Toleranz über-
wunden werden, so soll auch das Gemeindefakultativum beim Wahlrecht
der Frauen ihm Rahmen des Möglichen dafür sorgen, daes mindestens jede
Gemeinide in dieser Beziehunjg nach ihrer Façon selig werden kann. Durch
das Gemeindefakultativum wird ermöglicht, dass in allen jenen Gebietein
unseres Kantons, vor allem auf dem Land, in denen man von politischen
Rechten der Frauen überhaupt nichts wissen will, derartige Neuerangen
unterbleiben können. Darum kann auch ein weltanschauli-
eher Gegner des Frauenstimmrechts dem Gemeinde-
fakultativum zustimmen, sogut wie ein überzeugter Protestant
oder Katholik dem Gedanken der Toleranz zustimmen kann, obwohl nach
seiner persönlichen Ueberzeugung nur seine Konfession die richtige ist.
Es gehört zu den geistigen Grundlagen der Schweiz, dass wir die Lösung
kulturell begründeter Gegensätze, wie sie nicht nur aus der Verschieden-
beit der Konfessionen, sondern auch z. B. der Sprachen sich ergeben,
durch derartige konstruktive Kompromisslösungen, wie das
Gemeindefakultativum eine solche in der Frage des Frauenwahlrechts
darstellt, überwinden. Das sollten sich daher auch die grundsätzlichen
Gagner wohl überlegen, bevor sie eine solche gemässigte Lösung ab-
lehnen. Dazu bitte ich Sie, noch folgende zwei Punkte zu bedenken.

Erstens kann bed aller Betonung der natürlichen oder schöpfungs-
massigen Veirsdhiedenhait der Geschlechter die Tatsache nicht aus der
Welt geschafft werden, dass anderseits die erwachsenen Menschen beider
Geschlechter auch sehr wesentliche übereinstimmende Eigenschaften auf-
weisen, nämlich vor allem jene Eigenschaften, die bewirken, dass beide
Geschlechter gleiehermassen Anspruch auf Achtung
ihrer Menschenwürde haben. Das allgemeine Stimm- und
Wahlrecht der Demokratie hat nun aber seinen Grund nicht darin, dass
der einfache Mann der Fähigste sei, richtige politische Entscheidungen
zu treffen, sondern das allgemeine Stimm- und Wahlrecht beruht auf
dem Gedanken, dass die Menschenwürde auch des einfachsten Bürgers
es verlangt, dass ihm bei der Gestaltung der Rechtsordnung und bei der
Wahl der Behörden, denen er sich im Interesse des Volksgaiizen fügen
muss, das Recht der Mitentscheidung gewährt wird. Nun wollen und
können heute auch die schärfsten Gegner des Frauenstimmnechts dem
weiblichen Geschlecht die Menschenwürde nicht absprechen. Soweit es

aber auf die Menschenwürde ankommt — und das äst, wie wir sahen, beim
allgemeinen Stimm- und Wahlrecht in entscheidender Weise der Fall —

widerspricht somit die ungleiche Behandlung der Ge-
schlechter der Rechtsgleichheit und damit denGrund-
gedanken der Gerechtigkeit und der Demokratie.

Zweitens mögen die offenen Gegner des FrauenstimmreehtB aus weit-
anschaulichen Gründen auch bedenken, dass sie damit die viel zahlrei-
cberen und gefährlichen geheimen Gegner unterstützen, die das
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Frauens'timmrecht aus »ehr unedlen Motiven bekämpfen. Kein Geringerer
als der sicher auch hei unseren Gegnern in hohem Ansehen stehende ehe-
malige Präsident des Ständigen Internationalen Gerichtshofes im Haag,
Prof. Max Huber, hat vor einiger Zeit darauf hingewiesen, dass die
ablehnende Haltung der Stimmberechtigten gegen die Verleihung politi-
schier Rechte an die Frauen vor allem „mit der Furcht vor einer den AI-
koholkonsum einschränkenden und belastenden Gesetzgebimg zusammen-
hängt." Ich hoffe sehr, dass Dr. Bürgi als Arzt eine solche Einstellung
gewisser Mitbürger missbilligt und wenigstens in dieser Beziehung Prof.
Max Huber beipflichtet, wenn er schrieb : „Das gehört zur po litis chen
Geheimpsychologie und nicht zum Erfreulichen in der
schweizerischen Politik". Wie sehr er damit Recht hat, be-
weist die Art und Weise, wie diese geheimen Gegner 1947 den Abstim-
munjgskampf führten. Mit dem berüchtigten „ Teppich klopferpl a -
kat", haben dietee geheimen Gegner die ganze Niedrigkeit ihrer Gesin-
nung seihst am schärfsten gekennzeichnet. Da drängt es einem, den an-
ständigen, offenen Gegnern frei nach Goethe zuzurufen: „Es tut mir
in der Seele weih, dass ich Euch in der Gesellschaft seh". — Die ans tan-
digen, offenen Gegner — und wir haben es ja im Kantonsrat nur mit
solchen zu tun — werden sich doch sehr überlegen müssen, ob es ihnen
in solcher Gesellschaft noch länger wohl ist. Vielleicht wird sie diese
Ueberlegung noch eher dazu führen, einer toleranten Lösung zuzustim-
mien, als jede noch so heftige grundsätzliche Diskussion. — Diese Dis-
kussion, wie sie in den letzten Sitzungen geführt worden ist, heute fort-
zusetzen, hat m. E. umso weniger Sinn, als die offenbare Mehrheit des
Zürcher Kaintonsrates sich schon seit Jahrzehnten in der Frage des Frauen-
Stimmrechts stets aufgeschlossen gezeigt hat.

Wenn bei uns — wie im Ausland — nur "das Parlament in dieser
Frage zu entscheiden hätte, bestünde im Kanton Zürich schon längst die
volle Gleichberechtigung der Geschlechter in den kantonalen und kom-
munalen Angelegenheiten. Das lässt sieh schwarz auf weiss durch dite

Batsprotokolle beweisen. Schon am 2. Juni 1919 hat der Kantonsrat näm-
Hteh ein Initiativbegehren Otto Lang auf Einführung der vol-
lien politischen Gleichberechtigung der Geschlechter mit 103 gegen 90
Stimmen angenommen. Die stimmberechtigten Männer unseres Kantons
lehnten dann diese Lösung in der Abstimmung von 1920 ab. Auch später
scheiterten die verschiedenen Verstösse für die Einführung des partiellen
oder totalen Franenstimmrechts bei uns bis jetzt jewiedlis nicht im Kan-
tonsrat, sondern immer wieder an der in dieser Beziehung sehr kons er-
waltiven Einstellung der Mehrheit unserer Stimmbürger. Der einzige we-
serttlidhe Fortschritt in dieser Frage, dem auch der Souverän zustimmte,
wurde noch vor dem 1. Weltkrieg im Jahre 1911 durch die Annahme des
heute noch in Kraft stehenden Art. 16 Abs. 2 unserer Kantonsverfassung
erzielt, der lautet:

„Die Gesetzgebung hat zu bestimmen, inwieweit bei der Besetzung
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öffentlicher Aemter dais Stimmrecht und die Wählbarkeit aiuch
Sdhweizerbürgerinnen verlieben werden können".
Es gebt also, wie die bisherigen Erfahrungen zeigen, gar nicht darum,

die Mehrheit des Kantonsrates von der Notwendigkeit zu überzieu-
gen, den Frauien gewiss® politische Rechte zu geben, sondern nur darum,
den geeigneten Weg zu finden, der auch unsere Stimmbürger
zu dem von der Mehrheit des Kantönisrates schon längst gebilligten Ziele
führt.

Dieser Weg aber — und das lehren Uns die bisherigen Erfahrungen
bei unis und in andern Kantonen eindeutig — w ird von der Mehrheit dier
Stimmbürger nur beschritten, wenn er nicht zu steil ist. Darüber besteht
heute erfreulicherweise in unserem Rate Einigkeit, daiss nur durch stu-
feu weises Vorgehen Fortischritte erzielt worden können. Wir
müssen nun nur noch darüber einig werden, wie rasch und mit wie grossen
Stufen diese Treppe gebaut werden soll.

Den einen Vorschlag, die nächste Stufe ziemlich gross zubauen, bat
der Rat mit dem Gegenvorschlag der Sozialdemokraten zur P.d.A.-Initia-
five leider abgelehnt.

In jener Diskussion vertraten verschiedene Redner in Anlehnung an
den Rejgiierungsrat die Auffassung, es solle die Frage der Mitwirkung der
Frauen am öffentlichen Leben nur im Zusammenhang mit Gesetzesvorla-
gen geprüft werden, bei denen ohnehin über die Behördenorganisation
zu befinden ist. Gewiss wird man auch in Zukunft von dieser Möglichkeit
auf Grund der erwähnten Verfassungsbestimmung von 1911 Gebrauch
machen. Aber es kann doch in aller Objektivität festgestellt werden, dass
auf diese Weise seit 1911 die Möglichkeiten für die Einführung des
aktiven und passiven Wahlrechtes der Frauen bis heute nur in
bescheidenem Umfange ausgeschöpft worden sind. Da-
zu kommt, dass von den wenigen Gesetzen, welche das — stets nur
passive — Wahlrecht von Frauen in Behörden eingeführt haben, mehrere
in dieser Beziehung toter Buchstabe geblieben sind, weil die aktiv wähl-
berechtigten Männer praktisch keine Frau in diese Behörde wählen. So
ist trotz § 68 des Steuergesetzes noch keine einzige Frau als
Mitglied einer Steuerbehörde gewählt worden. Jugend-
richterinnen gibt es trotz Art. 38 EG zum St. G. ß. ebenfalls noch keine.
Auch 'in den Gemeindearmenpflegen finden wir nur wenige und
in ganzen Bezirken überhaupt keine Frau, obwohl auf diesem den Frauen
sicher naheliegenden Gebiet schon seit 1927 das passive Wahlrecht
der Frauen eingeführt worden ist. Diese über vierzigjährigen Erfahrungen
mit dieser Art des Vorgehens sind doch ausserordentlich wenig ermuti-
gend, nur auf diesem Wege weiterzuschreiten, auf dem man kaum vom
Fleck kommt.

Wie sehr wir auf diesem Wege ins Hintertreffen geraten sind, zeigt
ein Vergleich mit andern Kantonen, deren Ueberlegenheit wir Zürcher
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sonst nicht ohne weiteres anzuerkennen bereit sind. Ich möchte Sie nicht
mit einer vollständigen AufZählung langweilen, sondern nur auf den
K a nton B«r n hinweisen, der trotz seiner sprichwörtlichen Langsam-
keit uns t.i f igen Zürchern auf diesem Gebiete unbedingt voraus ist. Nebein
dem passiven Wahlrecht in einige Behörden besitzen die Berner
Frauen seit 19 45 das volle Stimm- und Wahlrecht in
den Kirchgemeinden.

Woran liegt es wohl, dass wir im Kanton Zürich auf diesem Gebiet
im Rückstand geblieben sind, obwohl unsere Verfassung seit 1911 eine
viel weitere Entwicklung ermöglicht hätte? M. E. liegt der Hauptgrund
darin, dass bis jetzt auch die stufenweise Ausdehnung der politischen
Rechte der Frauen — mit wenigen Ausnahmen, auf die ich noch zu spre-
eben komme — nur für das ganze Kantonsgebiet versucht
worden ist, insbesondere auch bei den Abstimmungsvorlagen von 1923 und
1947 über idais teilweise Frauenwahl recht. Bei solchen einheitlichen kanto-
nalen Lösungen werden aber unvermeidlicherweise die ganz verschieden-
artigen Verhältnisse in Stadt und Land, in Zürich, Sternenberg oder Bülach
mehr oder weniger über einen Leist geschlagen, und das kann sehr off
grössere Teile des Kantons nicht befriedigen. Natürlich kann das mit der
Zeit durch leine gewisse Entwicklung ausgeglichen werden, hört man
doch, dass nun auch in Bülach in die Pfarrwahlkommission für den Nach-
folger von Pfr. Wipf drei Lrauen gewählt worden sind. Aber trotzdem
bleibt die Tatsache bestehen, dass das Bedürfnis, die Mitwirkung der Lrau-
en am öffentlichen Leben m ermöglichen, in den verschiedenen Teilen
unseres Kantons sehr verschieden ist und dass es darum äusserer-
deutlich schwer, wenn nicht unmöglich wäre, diese
Frage für den ganzen Kanton einheitlich befriedi-
g e n d zu lösen. Aus der Verschiedenheit der Verhältnissie in Stadt
und Land ist darum wenigstens auf dem Gebiet der Scfaulbehörden
iin bescheidenem Masse der richtige Schluss gezogen worden, dass ver-
schiedene Verhältnisse in den Gemeinden auch ab-
weichende Lösungen rechtfertigen. Demgemäss wurden für
die Stadt Zürich die Lrauen durch das Zuteilungsgesetz in die Zentral-
und Kreisschulpflegen wählbar erklärt, ebenso in die Schulbehörden der
Stadt Winterfbur durch jenes Zuteilungsgesetz. Auf Grund eigener Beob-

adbtungen in einer Kreissohulpflege kann ich bestätigen, dass sich die
Mitarbeit der Lrauen in diesen Behörden durchaus bewährt hat.

Die Erfahrungen rechtfertigen es, dass dieser richtige Weg konse-

quent weiterverfolgt und ausgebaut wird. Er entspricht einem Grund-
prinzip unseres schweizerischen Staatswesens, der
stark ausgeprägten Giemeindeautoiiomie, und auch der histori-
sehen Tatsache, dass auf zahlreichen Gebieten unseres öffentlichen Rechts
die Entwicklung von den Gemeinden ausgegangen ist.
Die Tatsache, dass sich das Lrauenstimmrecht im Ausland nicht auf die-
sem W:ege entwickelt hat, ist selbstverständlich kein Beweis, dass es in
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der Schweiz nicht auf diesem typisch schweizerischen Wege stufenweise
eingeführt werden kann.

Es ist somit nichts grundsätzlich Neues, sondern eine
konsequente Weiterentwicklung der in den Zuteilungsgesetzen für Zürich
und Winterthur enthaltenen Ansätze, wenn mit meiner Motion vorge-
schlagen wird, es sei den Gemeinden durch ein Gesetz gestützt auf
den schon erwähnten Art. 16 Abs. 2 der KV das Recht zu geben,
im Ra. hm en,ihrer Zuständigkeit bei der Be Setzung öf-
f ent licher Aemter das Stimmrecht und die Wählbar-
keit auch Schweizerbürge rinnen zu verleihen.

Durch die Motion, die wie schon erwähnt in ihrem Grundgedanken
dem Vorschlag der Zürcher Frauenzentrale entspricht, wird somit nur
verlangt, es sei die bereits seit 1911 in der Verfassung enthaltene Er-
mächtigung des kantonalen Gesetzgebers auch den Gemeinden zu
gewähren. Durch das vorgeschlagene Gesetz würde also auch in den Ge-
meindan das Wahlrecht der Frauen noch nicht eingeführt, sondern es
bedürfte in jeder Gemeinde zuerst eines entsprechen-
den Gemein de besohl u ss es, um auf Grund der neuen Ermäch-
tigung das Wahlrecht der Frauen der betreffenden Gemeinde entstehen
zu lassen. Dabei ist es j eder Gemeinde überlassen, wie weit
sie das Wahlrecht der Frauen einführen will, ob z.B.
nur das passive oder auoh das aktive, ob für alle Gemeindeämter oder
auoh nur für einzelne Behörden wie z. B. auf dem Gebiete der Schule oder
Fürsorge. Ich glaube daher, dass auch jene unter Ihnen, die wie National-
rat Dr. Haeberlin der Auffassung sind, die Wählbarkeit der Frauen sollte
sich nur im Rahmen des kantonsrätliohen Gegenvorschlages von
19 4 7 bewegen, der Motion zustimmen können. Einerseits ist mit grosser
Wahrscheinlichkeit damit zu rechnen, dass in den Gemeinden selbst, wel-
che von der neuen Ermächtigung Gebrauch machen würden, mindestens
auf absehbäre Zeit nur eine Erweiterung der Frauen rechte im Rahmen
dies Gegenvorschlages von 1947 praktisch in Frage käme. Anderseits lässt
ihlnlen die Motion die Möglichkeit ja offen, bei der Ausarbeitung des ihr
entsprechenden Gesetzes gewisse Einschränkungen hineinzubringen, ähn-
lieh wie z. B. 1947 die Wählbarkeit der Frauen als Pfarrer ausgesch lassen
wurde. Die Motion ermöglicht also dank i'hret durchaus nicht starren
Fassung praktisch sehr ähnliche Lösungen wie der Gegenvorschlag von
1947, ist aber viel anpassunjgs- und entwicklungsfähiger.

Aber auch jene unter Ihnen, die mit Ratskollege Hug der Auffassung
sind, der Einführung des Frauenwählrechtos sollte eine Konsultativ-
ab Stimmung unter den Frauen vorausgehen, können der Motion zu-
Stimmen. Jede Gemeinde hat ja die Möglichkeit, vor der Abstimmung
unter den stimmberechtigten Gemeindebürgern eine solche Frauenbe-
fragung durchzuführen. Gegebenenfalls könnten solche Konsultativab-
Stimmungen in <lern durch die Motion vorgeschlagenen Gesetz ausdrück-
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lieh vorgesehen wierden, doch ist das m. E. rechtlich nicht notwendig.
Die Motion jässt einie solche Möglichkeit durchaus offen.

Vor allem scheint mir, dass mit der Motion den Bedenken der
Landschaft weitgehend Rechnung getragen wird. Es ist verstand-
lieh, dass auf dem Lande befürchtet wird, durch die Einführung des Frau-
«»Stimmrechtes werde der Einfluss der Städte verstärkt,-
Diese Gefahr besteht aber gerade bei der durch die
Motion vorgeschlagenen Lösung überhaupt nicht, weil
sie sich auf das Wahlrecht in den Gemeinden beschränkt. Auch in jenen
Gemeinden, in denen von der vorgeschlagenen Ermächtigung Gebrauch
gemacht würde, wären die Frauen nur in Bezug auf die Gemeindeämter
wahlberechtigt, nicht aber bei kantonalen oder Bezirkswahlen und über-
haupt nicht stimmberechtigt bei Abstimmungen jeder Art. Durch die
Beschränkung auf das Wahlrecht würde auch keine Gemeinde G e -
fahr lauf en, wegen der Beteiligung der Frauen an gewissen Wahlen
die Gemeindeversammlung gegen ihren Willen mit der Urnen-
abstimmung oder mit dem Gemeindeparlament vertauschen zu müssen.
Ein grosser -Teil der Landgemeinden würde praktisch auf absehbare Zeit
durch die vorgeschlagene blosse Ermächtigung der Gemein-
den überhaupt nicht berührt.

Aber auch die Minderheitsanträge zum Wahlgesetz
stehen einer Zustimmung zu meiner Motion nicht entgegen. Die So-
zia 1 d ein o kr at en können an ihrem Minderheitsantrag, über
dessen Sinn sich Stadtrat Dr. Ziegler ja deutlich ausgesprochen hat, durch-
aus festhalten und der Motion gleichwohl zustimmen. Wird jener Minder-
beitsantrag vom Kantonsrat und vom Volke angenommen, so würde meine
Motion gegenstandslos und ich wäre der erste, der sich über eine solche

Erledigung freuen würde. Leider ist mit dieser Möglichkeit kaum zu
rechnen. Im andern, wahrscheinlicheren Falle aber bildet die Annahme
meiner Motion auch für die Sozialdemokraten eine Rückversicherung,
dafes in absehharer Zeit wenigstens etwas Positives für die Förderung der
politischen Frauenrechte geschehen wird-

Aehnlich verhält es sich mit dem Minderheitsantrag Dr.
Ri ebner. Wird jener Antrag, der inhaltlich wie mehre Motion das
Gemeindefakultativum, aber im Rahmen des Wahlgesetzes befürwortet,
vom Kantonsrat und vom Volke angenommen, danin wäre auch der Zweck
meiner Motion erfüllt und könnte sie als gegenstandslos abgeschrieben
werden. Auch hier wäre ich der erste, der sich über eine solche Erledi-
gunig freuen würde. Aber auch hier ist es äusserst imwahrscheinlich, dass
dieser Minderheitsantrag, den schon die Wählgesetzkommission mit gros-
ser Mehrheit abgelehnt hat, auch nur im Kantonsrat angenommen wird.
Das war ja gerade der Grund, warum ich mit meiner Motion diesen wert-
vollen Gedanken des Gemeindefakultativums zu retten versucht habe,
und zwar bevor ein Minderheitsantrag Dr. Richner vorlag. Für den viel
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wahrscheinlicheren Fall aber, dass dieser Mind crheitsantrag im Plenum
verworfen wird, kann auch Dr. Richner mit seinen Anhängern der Motion
zustimmen, die im Endergebnis ja das Gleiche will, wie er mit seinem
!\Iinderhed'tsailtrag. Im Hinblick auf diese Situation möchte ich mich jetztnoch nicht zu diesem Minderheitsantrag materiell äussern, bevor er durch
Dr. Richner begründet worden ist. Lediglich auf ein von Dr. Richner
zum voraus betontes Argument möchte ich kurz entgegnen. Dr. Richner
hat es als Vorzug seines Minderheitsantrages erklärt, man sei dann sicher,
dass über das Gemeindefakultativum mit dem W ahlgesetz zusammen ab-
gestimmt worden müsse. Das stimmt schon. Die Frage ist nur, ob das
ein Vorteil wäre. Ich bin überzeugt, dass es ein Nachteil wäre, und zwar
schon deswegen, weil dann diese Abstimmung zu rasch nach dem grossenScherbenhaufen käme, der nun in nächster Zeit durch die Abstimmung
über die P. d. A.-Initiative entstehen wird. Es ist gerade ein Vorzugder Motion, dass sie einen gewissen zeitlichen Abstand zur P. d. A.-
Initiative gewährleistet. Dass di-ese Motion nicht in der Schublade ver-
schwinde, dafür bietet mir die Person unseres Justizdirektors genügende
Garantie. Im übrigen besteben ja genügend Mittel und Wege, dafür zu
sorgen, dass in dieser Sache wieder etwas geht.

Mehr als mit einer solchen überstürzten Verkoppelung des Gemein-
diefakultativums mit dem Wahlgesetz, durch welche sowohl das Wahl-
gesetz selbst, als auch die Anliegen der Frauen gefährdet würden, scheint
mir der Sache gedient, wenn der Regierung und dem Kantansrat Gelegen-
heit gegeben wird, eine wohlabgewogene Vorlage vorzubereiten. Ich glau-
be, Ihnen daxgetan zu haben, dass meine Motion dafür eine geeignete
Grundlage bildet, und ich ersuche Sie daher, sie zur Prüfung entgegen
zu nehmen. Glattfeiler.

Das Wahlgesetz vor dem Kantonsrat
Der Kantonsrat befasste sich am 11. Oktober 1954 ausschliesslich

mit der Beratung des Wahlgesetzes, von dem lediglieh einige wenige
Paragraphen erledigt werden konnten,: weil es bei § 1, der das Stimmrecht
der Schweizer Bürger umschreibt, nochmals zu einer ausgedehnten Frau-
e ns't i m m r e c h t s d e b a 11 e kam. Sie fesselte den Rat bis ge°en 11
Uhr. ® °

Zum erwähnten § 1 wurden drei Minderheitsanträge eingereicht. Die
KomrniissiousmChrbeit möchte in Uehere,instimmimg mit der Regierung
vom Einbezug des Frauenstimmreohtes ins Wahlgesetz in jeder Form
absehen, weil dadurch, was auch verschiedene Votanten zum Ausdruck
brachten, das Wahlgesetz nach ihrer Meinung nur gefährdet werden
könnte.

Der erste Minderheitsantrag, ursprünglich von Dr. A. Ziegler (soz.)
eingebracht, wurde von O. Kuhn (soz.) verfochten und will das integrale
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